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Bauleitplanung der Gemeinde Calden, 
Bebauungsplan Nr. 22 'Interkommunales Gewerbe- und Industriegebiet Kassel -
Calden`, Gemarkung Calden 
hier: TöB — Stellungnahme Regierungspräsidium Kassel — Dez.22 — Luftverkehr — 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

zu dem bezeichneten Bebauungsplan Nr. 22 gebe ich folgende Stellungnahme ab: 

Gemäß dem Entwurf — Blatt 1 — Planzeichnung möchten Sie im Süden ein Regenrück-
haltebecken für die Entwässerung des zukünftigen Gewerbegebietes (Auszug 1) 
errichten und zwischen der Fallschirmspringerschule Aero Fallschirmsport und der Fir-
ma Businesswings (Auszug 2) eine Stichstraße zur Anbindung des Gewerbegebietes 
errichten. 

RR : -

i

(Auszug 1) (Auszug 2) 

mr

Wir sind telefonisch mo. - do. von 08:00 - 16:30 Uhr und fr. von 08:00 - 15:00 Uhr ständig erreichbar. Besuche bitte 
möglichst mo. - do. in der Zeit von 09:00 - 12:00 Uhr und von 13:30 - 15:30 Uhr, fr. von 09:00 - 12:00 Uhr, 
oder nach tel. Vereinbarung. 

Postanschrift: Am Alten Stadtschloss 1 34117 Kassel Vermittlung 0561 106-0. 
Das Dienstgebäude Am Alten Stadtschloss 1 ist mit den Straßenbahnlinien 3, 4, 6, 7 und 8 sowie verschiedenen 
Buslinien (Haltestelle Altmarkt/Regierungspräsidium) zu erreichen. 
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Diese beiden Flächen befinden sich im Bereich des Planumgriffes der Flugbetriebsflä-
che Süd des Flughafens Kassel-Calden und sind als Flugbetriebsfläche (Auszug 3) 
gewidmet. Eine Inanspruchnahme und Nutzung ohne Bezugnahme zum Flugbetrieb der 
Flächen als Baugebiet ist dadurch ausgeschlossen. 

Jr

4 

(Auszug 3) 

Weiterhin ist der Flughafen Kassel-Calden in seiner Gesamtheit für den Verkehr gemäß 
dem Planfeststellungsbeschluss vom 18.07.2007 nach Sicht- und Instrumentenflug zu-
gelassen. Für die Flugbetriebsfläche Süd und die angrenzenden Grundstücke besteht 
somit eine Hindernisbeschränkung für die Bebauung von Flächen neben der Hub-
schrauberlandefläche (FATO) und im An- und Abflug der FATO. Hier sind die 
Hindernisfreiflächen für Instrumentenflug für die Bauhöhenplanung des Gewerbegebie-
tes zu berücksichtigen. 
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Fazit und Auflagen: 

Die Bebauung der planfestgestellten Flächen der Flugbetriebsfläche Süd ist im Rahmen 
der uns übersandten Unterlagen des Bebauungsplanentwurfes im Bereich der Stich-
straße und des Regenrückhaltebeckens nicht umsetzbar. Die Flächen unterliegen der 
flugbetrieblichen Nutzung durch den Planfeststellungsbeschluss des Flughafens Kas-
sel-Calden in seiner aktuellen Version (inkl. 7. Planänderung). 

Die im Bebauungsplanentwurf festgesetzten Bauhöhen entsprechen nicht der derzeiti-
gen Festlegung im Planfeststellungsbeschluss. Somit sind die Bauhöhenausweisungen 
des Bebauungsplanes an die Hindernisfreiflächen für Instrumentenflug auf der Flugbe-
triebsfläche Süd anzupassen. 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
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1. Auftragsgegenstand und Berichtsstruktur 
 
Im Auftrag der Flughafengesellschaft Kassel GmbH wurde eine Quartiersvoruntersuchung zur 
betriebswirtschaftlichen Abschätzung einer intersektorealen Energieversorgung im „Low-Emis-
sion Gewerbepark Kassel“ erstellt. Es wurde dargestellt, dass mit dem Konzept eine wirtschaft-
liche Versorgung durch noch von der FGK zu suchenden Partner möglich ist, so dass auch die 
FGK über eine Umsatzbeteiligung oder Ähnliches nachhaltige Erträge erwirtschaften kann. 

Zu diesem Zweck wurde eine energetisch und wirtschaftlich optimierte Vernetzung 
Wärme/Kälte und Strom inklusive e-Mobilität mit potenziell möglichen Erzeuger- und Wand-
leranlagen entwickelt. Als Basis der energetischen und betriebswirtschaftlichen Untersuchung 
wurde ein Belegungskonzept ausgearbeitet, welches Chancen und Hindernisse für das Quar-
tierswerk bei der Suche potenzieller Käufer aufzeigt (Anlage 1). Die ausgearbeiteten Leitplan-
ken bei der Vergabe der Baufelder begünstigen eine ökologisch und ökonomisch günstige Quar-
tiersversorgung. 

Darüber hinaus bedarf es einer übergeordneten Projektierung hin zum Quartierversorgungsun-
ternehmen, um ganzheitlich und wirksam die Energiewende in Quartieren umzusetzen sowie 
geringe Energiekosten dauerhaft sicherzustellen. Dieses bündelt sektorübergreifend mehrere 
Anlagen, Systeme und Prozesse und ermöglicht somit eine wirkliche synergetische Sektoren-
kopplung im Betrieb.  

Diese Quartiersvoruntersuchung dient als Entscheidungsgrundlage und Strategiepapier für Ver-
handlungen mit weiteren Akteuren (z.B. Contractoren, Energieversorgern, Banken). In ihr er-
folgt die energetische und wirtschaftliche Bewertung, mit der die Ausgangslage für die Planung 
der Energieversorgung des Areals mit Strom, Wärme, Kälte auf Basis erneuerbarer Energien 
geschaffen wurde. Parallel wurde das Konzept auf rechtliche Umsetzbarkeit von einer Energie-
rechtskanzlei überprüft. Diese wird verschiedene Maßnahmen zur Sicherung der Umsetzung 
vorschlagen. Im Anhang ist eine ausführliche Übersicht zu Grundlagen und Ergebnissen aus die-
sem Leistungsspektrum angefügt (Anlage 2).  

 

Auf Basis der Ergebnisse der Voruntersuchung werden nun Ableitungen für die Erschließung 
des Quartiers festgehalten. Diese sind Gegenstand des vorliegenden Dokuments und dienen als 
Grundlage zur Spezifizierung der B-Pläne und städtebaulicher oder privatrechtlicher Verträge. 
Die rechtliche Gestaltung und Prüfung der Zulässigkeit wird die HFK Rechtsanwälte mbB geson-
dert mitteilen. Die Skizzierung der Strategie und die Zusammenfassung der Ergebnisse leiten 
im folgenden Bericht zur Veranschaulichung der Ausgangsituation ein. 

Der Bericht ist in 3 Teile gegliedert. 

1. Ausgangssituation: Grundlagen und Ergebnisse der Quartiersvoruntersuchung 

2. Ableitungen für das B-Planverfahren und juristische Fragestellungen 

a. Rahmenbedingungen zur Absprache mit dem AG 

b. Erschließungsvorschlag 

c. Grafische und textliche Entwürfe für das B-Planverfahren  

d. Hinweise und juristische Fragestellungen 

3. Anhang 

a. Anlage 1: „Empfehlung Suche pot. Käufer“ 

b. Anlage 2: „Quartiersvoruntersuchung“ 
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2. Einleitung „Strategie der Energieversorgung“ 
 
Grundlagen 
 
Die wirtschaftlichen Bewertungsfaktoren einer Quartiersversorgung mit Energie müssen durch 
sich verändernde Rahmenparameter (GEG, CO2-Steuer etc.) und neue Förderinstrumente (BEG, 
Landesförderungen etc.) auf den Prüfstand, zumal im Zuge der Energiewende weitere, teil-
weise dramatische Veränderungen zu erwarten sind (Wegfall der Gutschriftsmethodik bei 
KWK-Anlagen, CO2-Preissteigerung ab 2027, etc.). Dies hat direkte Auswirkungen auf die bishe-
rige Art und Weise der Energieversorgung mit den entsprechenden Prozessen. So wird ein 
Contractor zukünftig mehr Dienstleistungen übernehmen und sich zu einem integrierten Be-
treiber weiter entwickeln müssen. Aufbauend auf den Chancen und Risiken der Energiewende 
entwickeln sich gerade komplett neue Geschäftsmodelle auf der Basis bezahlbarer, grüner 
Energie. 
 
Erneuerbare Energien sind die Energieträger der Zukunft. Angeschoben von der Energiewende, 
den immensen Verbesserungen der Anlagentechnik und der zunehmenden Marktdurchdrin-
gung und damit einhergehenden Kostenrückgängen, können Erneuerbare längst mit fossilen 
Brennstoffen konkurrieren. Grenzkosten im Betrieb von beispielsweise Solar- und Windkraft-
anlagen tendieren schließlich gegen null – stehen quasi erst einmal kostenlos zur Verfügung. 
Um jedoch eine Energieversorgung auf Basis dieser fluktuierenden Energien ganzjährig sicher-
zustellen, bedarf es einer systematischen Flexibilisierung von Angebot und Nachfrage. Basis ist 
somit das Wissen um die saisonale Speicherung erneuerbarer Energie in Kombination mit einer 
dynamischen, zentralen Steuerungs- und Regelungstechnik, beispielsweise zum effektiven Last-
management. Doch diese saisonalen Speicher gelten allgemeinhin als zu teuer und unwirt-
schaftlich. Eine weitere Maxime hin zur möglichst autarken, erneuerbaren und günstigen Ener-
gieversorgung ist darum der intelligente Einsatz der vorhandenen Potenziale, um insgesamt 
Kosten und Ressourcen bei der benötigten Anlagentechnik und ebenfalls bei Betriebsprozessen 
einzusparen. Dies spart Investitions- und Betriebskosten. Systemrelevante Bausteine hin zu be-
zahlbarer, grüner und sicherer Energieversorgung sind damit die thermische und elektrische 
Vernetzung der Gebäude und der intersektorale Betrieb.  
 
Das vorliegende Quartierskonzept bedient sich dieser Methoden und kombiniert hierzu eine 
Bandbreite bewährter technischer Möglichkeiten und Verfahren zur Versorgung mit erneuer-
baren Energien. Über ein kaltes Umweltenergienetz kann bidirektional Wärme ein- und ausge-
speist werden. Reversible Wärmepumpen bringen die Umweltenergie auf das benötigte Tem-
peraturniveau. Gleichzeitiges Heizen und Kühlen wird möglich – ein sich schließender Kreis in 
der Energieversorgung. Das thermische Netz hebt so die Synergieeffekte innerhalb der Nach-
barschaft, wird mit Abwärme und einem hohen Anteil erneuerbarer Energien gespeist, hat 
kaum Energieverluste und generiert durch die Vernetzung wie auch durch die Skalierung der 
Erzeuger eine Kostensenkung. Die benötigten erneuerbaren Energiequellen werden durch die 
erhöhte Gleichzeitigkeit und auftretende Synergieeffekte zwischen unterschiedlichen Nutzern 
minimiert. Geothermische Quellen werden erschlossen und fungieren zugleich als Umwelte-
nergiequelle und saisonaler Großwärmespeicher. Mittels passiver und aktiver Kühlung kann 
über diese im Sommer Kälte zur Verfügung gestellt werden. Die resultierende Abwärme wird 
an das Erdreich abgegeben und für die Wintersaison gespeichert.  
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Abbildung 1 Bidirektionales Netz1 

 
Neben Geothermie, Abwärme, Ab- und Außenluft wird Solarenergie nutzbar gemacht. Gerade 
Photovoltaikanlagen erreichen niedrigste Stromgestehungskosten und senken in der Selbstver-
sorgung die Energiekosten. Überschussstrom soll zur Wasserstofferzeugung herangezogen 
werden. Abgerundet wird das Konzept bei Hochtemperaturbedarf mit KWK-Anlagen, welche 
mit Wasserstoff und Biomethan betrieben werden. 
 
Der integrierte Betrieb aller Anlagen, Systeme und Prozesse innerhalb einer Identität erschließt 
abschließend die Vorteile der synergetischen Sektorenkopplung von Wärme/Kälte, Strom, Gas, 
eMobilität, wie beispielsweise: 

- Mehr Grünstrom in der Selbstversorgung 

- Höhere Anlageneffizienz 

- Betriebs- und Geschäftsprozessoptimierung  

- Lokale Energieversorgung mit hohen regenerativen Anteilen senkt CO2-Emissionen  

- Steigerung des wirtschaftlichen Betriebs 

- Wärmepumpenbasiertes System mit saisonalen Großwärmespeichern bietet zusätzli-
che Flexibilität für Quartiersstromversorgung wie auch den Strommarkt 

Der Schlüssel zum Erfolg liegt also darin, das Vorhandene bedarfsgerecht zu aktivieren und so 
effizient wie möglich zu nutzen.  
 
Ergebnisse 
 
Das Oberstes Ziel der maximalen Nutzung vor Ort zur Verfügung stehender erneuerbarer Ener-
giequellen im Low EGEP zu möglichst wirtschaftlicheren Bedingungen als der Markt für Strom 
und Wärme bietet, wird so erreicht (vgl. Abbildung 2). 
 

 
1 (F. Bünning, 2018) 
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Abbildung 2 Vergleichende Wärmegestehungskosten & CO2-Kostenentwicklung am Beispiel der Variante 
BF1_A 

Die Initiierung eines Quartierswerks mit einer zukunftsorientierten Quartiersversorgung und 
innovativen Geschäftsmodellen kann sowohl für den Initiator, die FGK, als auch den noch zu 
suchenden Partner, den Quartiersversorger, und zuletzt auch für den Kunden, den Gewerbe-
betrieb, lukrativ sein.  
 
Das vorliegende Quartierskonzept zeigt, dass ein hoher EE-Anteil gepaart mit einem intersek-
toralen Betrieb folgende Mehrwerte zusammenführen kann: 
 

 wettbewerbsfähige Energiepreise, 

 Verringerung klimarelevanter Emissionen, 

 Steigerung der Standortattraktivität, 

 Ermöglichung von Fördermitteln, 

 Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit, 

 Zukunftssicherheit: „2050 ready“, 

 Imagegewinn.  
 

Dabei ist das vorliegende Konzept „2050 ready“, was das Risiko von enormen Preissteigerungen 
bspw. durch erhöhte CO2-Steuern auf ein Minimum reduziert.  Zudem können den Gewerbe-
betrieben die Investitionskosten bzw. Anpassungskosten durch sich stetig ändernde Kilma-
schutz Verordnungen und Gesetzte erspart werden.  Der Standort sollte damit an Attraktivität 
gewinnen. 
 
Eine Quartiersversorgung in dieser Art aufzubauen ist höchst innovativ, da Chancen der Ener-
giewende genutzt und Risiken minimiert werden. Der prozessuale Aufbau sowie die rechtliche 
Einordnung müssen darum von Anfang an begleitet und immer weiter ausdifferenziert werden. 
  

3. Ableitungen für B-Plan und juristische Fragestellungen 
 
Aus der Potenzialanalyse für ein Quartierswerk ergaben sich erste Einschätzungen zu wirt-
schaftlichen Quartiersversorgungskonzepten, die Ableitungen zu den Energieversorgungsnet-
zen, zur Planausgestaltung und zur Vertragsgestaltung zulassen. 
 
Für die Umsetzung einer möglichst kohlenstoffdioxidarmen Quartiersversorgung auf Basis ma-
ximal vor Ort zur Verfügung stehender erneuerbarer Energiequellen werden im Folgenden Pla-
nungsgrundlagen beschrieben, die im Rahmen eines B-Planverfahrens, evtl. weiteren öffent-
lich-rechtlichen Regelungen bzw. in privatrechtlichen Verträgen beschrieben und festgehalten 
werden sollten.  
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Rahmenbedingungen 
Ein Quartierswerk soll die Wärme- und Kälteversorgung sowie - wenn wettbewerbsfähig - auch 
die Stromversorgung einschließlich der Versorgung der Elektromobilität für das Versorgungs-
gebiet übernehmen. Zu diesem Zweck wird das Quartierswerk Erzeugeranlagen sowie Überga-
bestationen inkl. sonstiger Nebenanlagen (nachfolgend insgesamt auch „Energieversorgungs-
anlage“ genannt), errichten. Prämisse ist eine kohlenstoffdioxidarme Quartiersversorgung zu 
möglichst wirtschaftlicheren Bedingungen, als der Markt für Strom und Wärme dies bietet.  
 
Es wird davon ausgegangen, dass die Entwicklung des Planungsgebietes von Nordost nach Süd-
west erfolgen wird. Entsprechend wird der Ausbau der Energieversorgungsanlagen erst mit der 
Findung von Käufern der Grundstücke und deren Bebauung sukzessive erfolgen (näheres in Zel-
lulare Strategie). 
 
Da zum momentanen Zeitpunkt noch keine GRZ und GFZ bekannt ist, wurden diese zur über-
schlägigen Dimensionierung des Leitungskorridors wie folgt angenommen: 

- GRZ 0,6 (max. < 0,8) 

- GFZ 2,4  

Zudem wurde angenommen, dass die Restgrundstücke, also jene Grundstücksflächen, die nicht 
verkauft werden, in das Eigentum der FGK zurück gehen. Die Nutzung dieser Grundstücke für 
Geothermie, für Solaranlagen, für Nebenanlagen nach § 14 Abs. 2 BauNVO oder zur Leitungs-
führung wird gewährt (vgl. Erneuerbare Energieanlagen). 
 
Außerdem wurde vereinbart, dass grundsätzlich von einer geothermischen Nutzung in dem 
Quartier ausgegangen werden kann. Solange das Bohrgutachten nicht vorliegt, wird die Wär-
meentzugsleistung zur Projektierung abgeschätzt.  
 
Es wurden keine Konzessionsverträge vorgelegt. Es wird davon ausgegangen, dass für die we-
nigen erforderlichen Querungen mit der Gemeinde/Straßenbaulastträger Gestattungsverträge 
abgeschlossen werden. Ein etwaiges Erstattungsentgelt wurde bis dato nicht in die Wirtschaft-
lichkeitsbetrachtung eingerechnet. 
 

Erschließungsvorschlag Low-Emission Gewerbepark Kassel  

Zellulare Strategie 
 
Der Zweck von Wärmenetzen der 4. Generation2, im speziellen von Umweltenergienetzen, ist 
die effektive Nutzung von thermischen, erneuerbaren Energiequellen, wie Erdwärme, Umge-
bungswärme, Grundwasser, etc. sowie Abwärme aus Abwasser, Abluft und Prozessen wie Küh-
lung, Verbrennung oder Trocknung, etc. Durch eine Vernetzung auf Niedertemperaturniveau 
werden hohe Verteilverluste vermieden, eine effektive Integration von Umweltenergiequellen 
wird möglich. Anergie-Netze vermögen zudem gelichzeitiges Heizen und Kühlen, der Synergie-
effekt dieser Endlosschleife wird in der folgenden Skizze deutlich. Während die Wärmepumpe 
zum Heizen das Medium im Netz abkühlt, wird es durch Kühlprozesse und Abwärme wieder 
erwärmt. 

 
2 Als „Wärmenetzsysteme 4.0“ werden allgemeinhin Niedertemperaturnetze bezeichnet. Eine 
genauere Beschreibung findet sich beispielsweise in der „Bundesförderung für effiziente Wär-
menetze (Wärmenetzsysteme 4.0)“ beschrieben. 
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Abbildung 3 Skizze Umweltenergienetz zum gleichzeitigen Heizen und Kühlen 

Trotz des großen Potenzials zur Nutzung derartiger Netzsysteme ist die thermische Vernetzung 
im Allgemeinen und im Niedertemperaturbereich im Speziellen nicht weit verbreitet. Der 
Grund hierfür liegt häufig an hohen Anfangsinvestitionen. Schließlich werden klassische ther-
mische Netze auf eine vordefinierte Leitung mit zu erwartenden Anschlüssen geplant und ge-
baut. Ein präventiver Infrastrukturausbau zur Erschließung eines Gebiets wird nötig und geht 
einher mit einer unflexiblen Netztopologie und langen Amortisationszeiten. Diesen Problemen 
wird im vorliegenden Projekt mit der „zellularen Strategie“3 mit bedarfsangepasstem Ausbau 
der Infrastruktur begegnet (vgl. Abbildung 4).  
 

 
Abbildung 4 Zellulare Strategie 

Der zellularen Strategie folgend wird vorerst auf kleinster Ebene „Zellebene 1“ ein Energieaus-
gleich induziert. Heiz-, Kühlbedarfe und Abwärmepotenziale werden bereits auf Gebäude-
ebene intelligent verschränkt. Der Energie- und Leistungsbedarf, welcher über die Gebäude-
grenze hinaus benötigt wird, kann so reduziert werden. Auf Zellebene „Baufeld“ wird nun der 
Prozess wiederholt. Weitere Synergieeffekte zwischen unterschiedlichen Nutzern, wie differen-
zierte Lastgänge und Bedarfsstrukturen, werden erschlossen und um weitere Umweltenergie- 
und Flexibilitätspotenziale ergänzt. Besteht weiters Ausgleichs-Potenzial auf Quartierebene, 
können bspw. größere Abwärmemengen erschlossen werden, werden die Zellen weiter ver-
mascht. Da immer auf exergetisch günstigstem Niveau ein Ausgleich der unterschiedlichen An-
gebote und Nachfragen erwirkt wird, kann der Infrastrukturausbau, samt benötigter Erzeuger 
und Umweltenergiequellen, minimiert werden. Die Infrastruktur wächst bedarfsgerecht mit 

 
3 Der „zellulare Ansatz“ wird in der gleichnamigen Studie veröffentlicht durch den VDE als 
Grundlage einer erfolgreichen, regionenübergreifenden Stromwende beschrieben. Das Prinzip 
einer zellularen Stromversorgung wird auf die thermische Vernetzung übertragen. 
Vgl. (Energietechnische Gesellschaft (ETG), 2015) 
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der Erschließung des Gebiets. Eine sichere Energieversorgung mit hohen erneuerbaren Ener-
gieanteilen kann so wettbewerbsfähig ausgebaut werden. 
 
Zwar wird durch den nun folgenden Erschließungsvorschlag das Grundstück mit Leitungen und 
Anlagen zur Gewinnung erneuerbarer Energien teilweise belegt (ähnlich einem Fernwärme-
netz), doch die Eingriffe werden auf ein Minimum reduziert. Da das Quartierswerk die Energie-
erzeugungsanlagen, die Übergabestationen sowie notwendiges Zubehör auf eigene Kosten er-
richtet und auf eigenes Risiko betreibt, entstehen für den Grundstückseigentümer sogar in 
mehrfacher Hinsicht Vorteile: 

a) Das Quartierswerk übernimmt die Investitionen in die Erzeugeranlagen und Zubehör. Le-

diglich die Verteilnetze auf den Grundstücken errichtet voraussichtlich der Grundstücks-

eigentümer selbst und überlässt diese zur Energieversorgung der FGK bzw. dem zu fin-

denden Partner. Dementsprechend sinken die Investitionskosten auf der Gebäudeseite 

zzgl. der damit verbundenen Wartungs- und Instandhaltungskosten.  

b) Das Quartierswerk sichert dem Grundstückseigentümer wirtschaftlich konkurrenzfähige 

Energiepreise zu. Da die Energieversorgung kohlenstoffdioxidarm ist, kann der Preis zu-

künftig sogar unter den marktüblichen Energiepreisen liegen (siehe u.a. CO2-Steuer). 

c) Durch den integrierten Betrieb ist der Versorger darüber hinaus im Stande, günstige Be-

triebskosten anzubieten. 

Insgesamt sollte damit die Attraktivität des Standorts gesteigert werden.  
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Empfehlung Hochtemperaturbereich 
 
Grundsätzlich ist ein Nutzermix im gesamten Quartier gleichmäßig verteilt vorteilhaft, um 
lange Verteilstrecken zu vermeiden (zellularer Ansatz). Tendenziell ist ein Schwerpunkt für 
große Produktionsunternehmen ggfs. mit Prozesswärmebedarf eher im Südosten anzusie-
deln, da sich dort ein Gasanschluss befindet (vgl. Abbildung 5). Dieser könnte beispielswese in 
Ergänzung zum Wasserstoff für KWK-Anlagen vor allem zur Erzeugung von Hochtemperatur-
bedarfen genutzt werden. 
 

 
Abbildung 5 bevorzugter Hochtemperaturbereich 

 
  

Hochtemperaturbereich 
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Erneuerbare Energieanlagen 
 
Neben der Nutzung aller Dächer für Solaranlagen (PV- und/oder Solarthermie-Anlagen) ist eine 
Freifläche für PV-Anlagen vorgesehen. Zudem sollen die Restgrundstücke, also jene Grund-
stücksflächen, die nicht verkauft werden oder in das Eigentum der FGK zurückgegeben werden, 
für Geothermieanlagen, Nebenanlagen nach § 14 Abs. 2 BauNVO und zur Leitungsführung nutz-
bar sein. Die jeweils dafür vorgesehenen Flächen sind der Abbildung 6 zu entnehmen. 
 
 

 
Abbildung 6 "Restgrundstücksflächen" mit Belegung 

 

Alternative Quellenerschließung der Geothermie 
 

Mit dem neuen B-Plan-Entwurf sind die großen Geothermie-Flächen weggefallen, welche in-
nerhalb der Quartiersvoruntersuchung angenommen wurden. Für die Zielerreichung der FGK, 
einer möglichst kohlenstoffdioxidarmen Quartiersversorgung zu möglichst wirtschaftlicheren 
Bedingungen als der Markt für Strom und Wärme bietet, sind diese jedoch unentbehrlich. Einen 
kosteneffektiveren saisonalen Speicher, der gleichzeitig als Umweltenergiequelle dient, gibt es 
nicht (bspw. auch Fördervoraussetzung für WN 4.0). Zugleich ist ein solcher saisonaler Speicher 
für eine ganzjährige erneuerbare Energieversorgung unentbehrlich. Die zuvor genannten und 
dargestellten „Restflächen“ (vgl. Abbildung 6) wird wahrscheinlich nicht zur Versorgung des ge-
samten Quartiers ausreichen. Kurzum, es sollte das Recht zur Erschließung von Umweltener-
giequellen, genauer eine geothermische Erschließung, auf den Grundstücken gesichert werden. 
Eine Geothermie-Anlage kann bei einer GRZ von bspw. 0,64 , aber auch von 0,8, unter der un-
versiegelten Grundstücksfläche untergebracht werden. Für den Grundstückseigentümer ent-
steht dadurch kein Nachteil. Das Grundstück kann weiterhin frei beplant werden.  

 
4 In dem ersten Termin zur B-Planung wurde diese Kennzahl genannt. 
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Energieversorgungsanlagen: Leitungsführung, Energiezentralen 
 
Die Grundstücke und die Umweltenergiequellen werden durch einen Energieversorger über ein 
Nahwärmenetz oder Umweltenergienetz mit thermischer Energie und zusätzlich über ein 
Stromnetz innerhalb einer Kundenanlage mit Strom versorgt. Das Leitungs/ und Erschließungs-
system zur Energieversorgung soll über Leitungs-/Erschließungsrechte gesichert werden. Für 
die öffentliche Erschließung wurde ein Leitungskorridor unter dem Fahrradweg vorgesehen 
(vgl. Abbildung 7) Im „Hochtemperaturbereich“ soll gegebenenfalls ein Gasleitungsnetz vorge-
sehen werden (Elektrolyseur). Dieser öffentliche Leitungskorridor wird durch einen Leitungs-
korridor auf Privatgrund ergänzt, welcher dem übergeordneten Wärme- und Stromaustausch 
innerhalb des Quartierswerks dient (vgl. Abbildung 7, Abbildung 8). Die Ergänzung um eine IKT-
Infrastruktur innerhalb des Quartierswerks ist denkbar und im Korridor zunächst vorgesehen. 
 

 
Abbildung 7 öffentlicher und privater Erschließungskorridore 

Eine erste Schätzung der Leitungstrassen lässt darauf schließen, dass insgesamt ein Korridor 
von 3,5-4,0 m ausreichend ist. Aufgrund der Vielzahl von unklaren Rahmenbedingungen ist 
diese Vordimensionierung zu verifizieren. 
 
Der Korridor kann einseitig oder beidseitig umgesetzt werden. Um den Eingriff in die Grundstü-
cke zu minimieren, wird zunächst von einem einseitigen Korridor ausgegangen (vgl. Abbildung 
8).  
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Abbildung 8 Quartier mit Kennzeichnung des Leitungskorridors auf Privatgrund 

 
Ein einseitiger Erschließungskorridor auf Privatgrund führt jedoch vermehrt zu Querungen der 
öffentlichen Wege. Dadurch wird aber auch wesentlich weniger Fläche gebraucht. Eine präven-
tive Verlegung von Leerrohren zur Querung der Straßen wurde bis dato nicht wirtschaftlich ge-
prüft.  
 
Je nach Nutzungsart der Grundstücke ist der Energiebedarf und das benötigte Temperaturni-
veau unterschiedlich. Daher werden Flächen zur Errichtung von Energiezentralen und Erzeu-
gereinheiten (bspw. BHKW, Wärmepumpen) an Baufeldern oder auf Baufeldern benötigt. 
Ebenso sollen gebäudeinterne Energie-Übergabestationen (Wärme, Kälte, Strom) durch den 
Energieversorger zu Energiezentralen erweitert werden können (z.B. mit Wärmetauschern zur 
Abwärmenutzung, Wärmepumpen etc.). Zur Stromversorgung müssen Standorte für Trafosta-
tionen an oder auf Baufeldern möglich sein.  
 
Das Grundkonzept soll mit der Möglichkeit zum Aufbau eines Elektrolyseurs ergänzt werden. 
Der durch die FGK ursprünglich definierte Bereich ist mit der detaillierteren Ausarbeitung des 
B-Plan ebenfalls weggefallen. Hierfür müsste nun eine neue Fläche gefunden werden. Zielfüh-
rend ist der Aufbau im „Hochtemperaturbereich“, vorteilhaft ist die unmittelbare Nähe zur PV-
Freifläche, da diese vornehmlich für die Elektrolyse genutzt werden könnte. Der Elektrolyseur 
sollte also im südlichen Bereich, wie in folgender Abbildung 9  markiert, lokalisiert werden.  
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Abbildung 9 Standortvorschlag Elektrolyseur 

 
Entlang der öffentlichen Erschließung auf dem Grundstück (für Frischwasser, Abwasser, etc.) 
könnte in Absprache mit dem Energieversorger eine Wärmeleitung vom zentralen Leitungskor-
ridor des Quartiers zur Energiezentrale gelegt werden. So entsteht kein weiterer Nachteil für 
den Grundstücksinhaber.  
 

Abbildung 10 Beispielhafte Erschließung BF1 
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Es wird bis dato davon ausgegangen, dass alle Grundstücke entlang des zentralen Erschließung-
Korridors liegen. Eine Durchleitung über Nachbargrundstücke wäre damit ausgeschlossen. Zum 
Energieaustausch zwischen den Zellen (zellulärer Ansatz) könnte jedoch eine Lösung mit den 
betreffenden Grundstückseigentümern gesucht werden, um weitere Effizienzen und damit 
Kosten und THG-Emissionen einzusparen. Wie in der folgenden Abbildung beipielhaft skizziert, 
würden dann Leitungen, die parallel verlaufen, wegfallen. Dies kann zu einer Win-win-Situation 
zwischen Grundstückseigentümer und Energieversorger führen, da dies die Infrastrukturkosten 
mindert, den Austausch von Energie auf kurzem Weg zwischen den Gebäuden ermöglicht und 
schließlich zu geringeren Energiekosten führt.  
 

Der vorliegende Erschließungsvorschlag mündet im Folgenden in Vorschlägen zu Festsetzungen 
im B-Plan und weiteren Hinweisen zu privatrechtlichen Regelungen, die durch eine Energier-
echtskanzlei validiert und ausgearbeitet werden. So kann im weiteren Verfahren sichergestellt 
werden, dass der Aufbau eines zukunftsgerichteten Infrastrukturkonzeptes ohne Zeitverzöge-
rung ermöglicht wird. Die Erschließung wird mit der fortschreitenden Bebauung erweitert. Die 
Eingriffe in öffentliche Wege durch Leitungen des Quartierswerk wurden auf ein Minimum re-
duziert. Inwiefern die Vorhaltung von Leerrohren zur Querung der öffentlichen Straßen sinnvoll 
ist, könnte geprüft werden. Werden Lehrrohre zur Straßenquerung für den öffentlichen An-
schluss durch die Hessische Landesgesellschaft vorgesehen, könnten diese für mögliche Que-
rungen durch das Quartierswerk etwas größer dimensioniert werden. 
  

Abbildung 11 Reduktion von Leitungssträngen (mit    X    markiert) 
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Angestrebte Planerische Festsetzungen B-Plan – grafische Darstellung 
Aus dem Erschließungsvorschlag lassen sich damit folgende Festsetzungen für den B-Plan ab-
leiten.  

 
 
Abbildung 12 Kennzeichnung von Baufeldern, Energiepotenzialflächen und der zentralen Leitungsführung 
entlang der Verkehrswege 

Kennzeichnung 
in Abbildung 12 

 
m² % 

 Gesamtfläche Grundstück "Alter Flughafen Kassel" 750.165 100% 

 "" 730.878 97% 

 davon Grundstücksflächen 591.633 79% 

 davon Restflächen Geothermie 47.111 6% 

 davon PV-Freifläche 24.346 3% 

 davon Erschließungskorridor iB 10.093 1% 

 
 

Angestrebte Planerische Festsetzungen B-Plan – Textentwürfe 
 

ERSTER ABSCHNITT BauNVO - Art der baulichen Nutzung 
 
Es werden GI – Industriegebiete und GE – Gewerbegebiete festgesetzt. 
 
Ziel: 
Ziel ist ein Gewerbe-, Industrie-Nutzermix, der in der übergeordneten Energieversorgung hohe 
Synergieeffekte zulässt. Die Belegung des Quartiers sollte darum strategisch überlegt sein und 
im Vergabeverfahren diskutiert werden. Schließlich kann durch eine differenzierte Belegung 
die Investition in Infrastrukturmaßnahmen und Erzeugeranlagen erheblich reduziert werden. 
Um dieses Ziel eines „Low Emission Gewerbe Park“ nicht zu konterkarieren, sollten darüber 
hinaus stark emittierende Industrien ausgeschlossen werden.  
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Dies führt nicht zu einem Ausschluss von Gewerbebetrieben mit Hochtemperaturwärme be-
darf. Bis dato wird davon ausgegangen, dass etwa 50 % des Gebiets mit Gewerbe, 50 % mit 
Industrie und davon 30 % mit Hochtemperaturbedarfen angesiedelt werden. Zielführend ist 
eine schwerpunktmäßige Belegung des „Hochtemperaturbereichs“ im Südlichen Gebiet, um 
ggfs. hier einen Gasanschluss zu ermöglichen (vgl. Empfehlung Hochtemperaturbereich).  
 
Es stellt sich die Frage, ob eine genauere Nutzungsdefinition im B-Plan, wie folgt, zielführend 
ist. Schließlich kann über Wahlfreiheit beim Grundstücksverkauf eine entsprechende Auswahl 
getroffen werden. Ein Problem könnten dann von institutionellen Grundstückskäufern ausge-
hen. Beispiel: Interessenten mit sehr großen Lagerflächen könnten im Hinblick auf eine zielfüh-
rende Energieversorgungsstrategie bei der Grundstücksveräußerung benachteiligt werden. Ge-
nerell Lagerflächen auszuschließen ist jedoch im Gewerbegebiet nicht zielführend. 
 
Textlicher Erstentwurf: 
 
§ 8 Gewerbegebiete 
 
(1) Gewerbegebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich belästigenden 

Gewerbebetrieben, deren Emissionen zu keinen wesentlich störenden Immissionen in den 
vorhandenen und geplanten Wohn- und Mischgebieten führen. 
 

(2) Zulässig sind: 
• Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze, und öffentliche Bauten, 
• Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude. 
• Kongresszentren und Hotels 
• Mensen und Restaurants 
 

(3) Nicht zulässig sind: 
• Anlagen für sportliche Zwecke, 
• Einzelhandelsbetriebe5. 

 
(4) Ausnahmsweise können zugelassen werden: 

• Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und 
Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundflä-
che und Baumasse untergeordnet sind, 

 
§ 9 Industriegebiete 
 
(1) Gewerbegebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich belästigenden 

Gewerbebetrieben, deren Emissionen zu keinen wesentlich störenden Immissionen in den 
vorhandenen und geplanten Wohn- und Mischgebieten führen. 

 
(2) Zulässig sind: 

• Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze, und öffentliche Bauten, 
 
(3) Nicht zulässig sind: 

• Anlagen für sportliche Zwecke, 
• Einzelhandelsbetriebe, 
• Betriebe der Stahl- und Zementindustrie 
 

(4) Ausnahmsweise können zugelassen werden: 
• Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und 

Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundflä-
che und Baumasse untergeordnet sind, 

 
 

 
5 Einzelhandelsbetreibe wurden seitens der FGK ausgeschlossen. 
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§ 14 Nebenanlagen; Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie und Kraft-Wärme-Kopp-
lungsanlagen 
 
Ziel: 
Um den zellularen Ansatz und den größtmöglichen Synergieeffekt zwischen unterschiedlichen 
Nutzern zu generieren, sowie zur Ermöglichung eines integrierten Betriebs bzw. der Sektor-
kopplung sind dezentrale Energiezentralen auf den Grundstücken aufzubauen. Die Nebenanla-
gen können neben den Gebäuden oder unter der unbebauten Grundstücksfläche unterge-
bracht werden. Die entsprechenden Flächen können im B-Plan zur Nutzung als Nebenanlagen 
nach § 14 Abs. 2 BauNVO ausgewiesen und abgesichert werden. Zudem lässt die BauNVO lt. § 
19 Abs. 4 zu, dass eine GRZ von 0,8 für diese Anlagen auch geringfügig überschritten werden 
darf, wenn dies im B-Plan-Entwurf so aufgenommen wird. Damit sind für den Grundstücksei-
gentümer ebenfalls keine negativen Auswirkungen zu erwarten.  
 
Folgende Nebenanlagen sind auf den Grundstücken vorgesehen: 

 
• Energiezentralen zur Wärme/Kälteversorgung (inkl. div. Erzeuger-, Wandler- und Spei-

cheranlagen) 
• Anlagen zur Erschließung von Umweltenergiequellen und Abwärme 
• Trafostationen 

 

ZWEITER ABSCHNITT - BauNVO Art der baulichen Nutzung 
 
§ 16 Bestimmung des Maßes der baulichen Nutzung 
 
(1) Das Maß der baulichen Nutzung in den GI- und GE-Gebieten darf eine GRZ (Grundflächen-

zahl) von 0,8 und eine GFZ (Geschossflächenzahl) von 2,4 nicht überschreiten. Eine GRZ 
von 0,8 darf geringfügig für Nebenanlagen zur Energieversorgung nach § 14 überschritten 
werden. 
 

§ 19 Grundflächenzahl, zulässige Grundfläche 
 
Wichtig ist, dass bei der Berechnung der GRZ die Geothermieanlagen nicht miteinzurechnen 
sind, da diese flächenmäßig von Relevanz sind. Es stellt sich die Frage, ob Abs. (4) Satz 4 dies 
sichert. 
 
Textlicher Erstentwurf: 
 
(4) Bei der Ermittlung der Grundfläche sind die Grundflächen von  

1. Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, 
2. Nebenanlagen im Sinne des § 14, 
3. baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Bau-

grundstück lediglich unterbaut wird, 
mitzurechnen. Die zulässige Grundfläche darf durch die Grundflächen der in Satz 1 bezeich-
neten Anlagen bis zu 50 vom Hundert überschritten werden, höchstens jedoch bis zu einer 
Grundflächenzahl von 0,8; weitere Überschreitungen in geringfügigem Ausmaß können zu-
gelassen werden. Im Bebauungsplan können von Satz 2 abweichende Bestimmungen ge-
troffen werden. Soweit der Bebauungsplan nichts anderes festsetzt, kann im Einzelfall von 
der Einhaltung der sich aus Satz 2 ergebenden Grenzen abgesehen werden  

1. bei Überschreitungen mit geringfügigen Auswirkungen auf die natürlichen 
Funktionen des Bodens oder 

2. wenn die Einhaltung der Grenzen zu einer wesentlichen Erschwerung der 
zweckentsprechenden Grundstücksnutzung führen würde.  
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§ 22 Bauweise 

Ziel: 
Die Bauweisen der Gebäude sind aus der Perspektive der Energieversorgung untergeordnet. 
Wobei die Länge der „Mixed Use“ Immobilien (vgl. Anhang) mehr als 50 m betragen durften. 
Die Frage, ob bereits ein Höchstmaß vorgeschlagen wurde, ist bis dato unklar. 
Darüber hinaus ist eine Regelung bezüglich eines seitlichem Grenzabstand zielführend. In die-
sen Bereichen könnten bevorzugt Leitungen untergebracht werden, wie folgende Abbildung 
darstellt.  
 

 
Abbildung 13 Beispielhafte Erschließung BF1 

Die Frage, ob Leitungen bzw. wie nah Leitungen an Nachbargrundstücke herangeführt werden 
dürfen, steht noch aus.  
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Hinweise und juristische Fragestellungen 
 
Das Quartierswerk wird Energieversorgungsanlagen zur thermischen Versorgung und ggfs. zur 
elektrischen Versorgung sowie der Versorgung mit eMobilität auf eigene Kosten errichten und 
betreiben. Um diese Energiedienstleistungen ausführen zu können, sind diverse Rechte und 
Pflichten zu definieren. Aus diesem Grund werden folgend einige Hinweise aus planerischer 
Perspektive zur juristischen Prüfung formuliert. 
 
Von besonderer Bedeutung ist die Klärung, wie mit baulichen Anlagen umgegangen wird, die 
fest mit dem Grundstück verbunden sind, wenngleich die genauen Spezifikationen und Stand-
orte der Anlagen zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht definiert werden können.  
 
 
Energieerzeugungs- und Wandleranlagen 

- Das Quartierswerk wird üblicher Weise die Energieerzeugungsanlagen, die Übergabe-
stationen sowie notwendiges Zubehör auf eigene Kosten errichten und betreiben.  

 
Umweltquellenerschließung 

- Das Quartierswerk verpflichtet sich zum Zwecke der Versorgung der einzelnen Liegen-
schaft Energieversorgungsanlagen zu errichten und zu betreiben. Dazu gehören tech-
nisch betrachtet auch die Anlagen zur Erschließung von Umweltenergiequellen (Ge-
othermie und Solaranlagen).  

o Die Solaranlagen – ob PV- oder SoT-Module - sollten in jedem Fall durch den 
Quartierswerk errichtet und betrieben werden, sodass der integrierte Be-
trieb der intersektoralen Energieversorgungsanlage ermöglicht wird. Die 
Dachflächen müssen dementsprechend so konstruiert werden, dass sie die 
zusätzliche Dachlast tragen und vom Quartierswerk begangen werden kön-
nen.  

o Die geothermische Quellenerschließung ist, aufgrund der Verbundenheit mit 
dem Grundstück, meist im Eigentum den Grundstückeigentümers. Fraglich 
ist, wie die Erschließung der Geothermie-Quellen bzw. wie hier die Eigen-
tumsfrage gewährt wird.  

 
Energiezentralen und Übergabestationen 

- Die Räumlichkeiten – ob sie im Gebäude oder auf dem Baugrundstück liegen – sind in 
jedem Fall fest mit dem Grundstück verbunden und dementsprechend üblicherweise 
im Eigentum der Grundstückseigentümer. Wichtig ist, dass die Erstellung der komplet-
ten Hausanschlüsse bis einschließlich der Übergabestation in jedem Fall nach dem 
„Technischen Konzept“ des zukünftigen Versorgers ausgestaltet werden, um einen ef-
fektiven Betrieb der Gesamtanlage zu sichern. 

 
Verteilnetze 

- Folgende Leitungen werden benötigt: 

o Stromleitungen 

▪ innerhalb einer KA auf dem Grundstück,  

▪ von den PV-Anlagen auf den Dächern zur Energiezentrale, 

▪ von der Süd-westlichen PV-Freifläche über das Grundstück der FGK 
zur Energiezentrale. 

o thermische Vernetzung 

▪ übergeordnetes Leitungssystem zum thermischen Austausch zwi-
schen den Baufeldern im Leitungskorridor, 
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▪ entlang der öffentlichen Erschließung auf dem Grundstück (Frisch-
wasser, Abwasser, etc.) könnte eine Wärmeleitung vom zentralen 
Leitungskorridor des Quartiers zur Energiezentrale geführt werden 
(Nachbarschaftsnetz), 

▪ thermische Leitungen zwischen den Gebäuden auf dem Baufeld, 

▪ Anschlussleitungen zu den Umweltquellen. 

o Ggfs. Gasleitung (Wasserstoff, Biogas) 

▪ im öffentlichen Leitungskorridor, 

▪ Anschlussleitung auf dem Grundstück. 

o Ggfs. IKT 

▪ im Leitungskorridor auf Privatgrund, 

▪ Anschlussleitung auf dem Grundstück. 

Verteilnetze auf den Grundstücken errichtet meist der Grundstückseigentümer selbst und 
überlässt diese zur Energieversorgung dem Quartierswerk. Erfolgt die Verlegung der Leitungen 
im Zuge der Hoch- und Tiefbauarbeiten zur Gebäudeerschließung (Wasser, Abwasser, etc.) er-
geben sich Kosteneinsparungen.  
 
Neben der üblichen Trennung zwischen Primär- und Sekundärnetz ist im Zellularen Ansatz noch 
das „Nachbarschaftsnetz“ zu beachten. Es liegt auf den Grundstücken und dient dem Energie-
austausch zwischen Gebäuden auf einem Baufeld (vgl. Zellulare Strategie). Somit bestehen drei 
Netzarten, die rechtlich ggfs. gesondert betrachtet werden müssen.  

1. Sekundärnetzt: Unterverteilung innerhalb eines Gebäudes 

2. Nachbarschaftsnetz: Netzte zwischen Gebäuden eines Eigentümers und/oder ver-
schiedener Eigentümer  

3. Primärnetz: Übergeordnete Leitungen zwischen den Zellen 

Leitungsrechte auf dem Grundstück müssen gesichert werden. Leitungswege könnten - nach 
Absprache mit den Grundstückseigentümern - zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit über 
Grundstücke zu Nachbarn geführt werden (bspw. PV-Freifläche zu Energiezentrale, Nachbar-
schaftsnetz). Dies würde eine Win-Win-Situation generieren (vgl. Energieversorgungsanlagen: 
Leitungsführung, Energiezentralen; S. 13) 
 
 
Sicherheit 
 
Es stellt sich die Frage, ob eine exklusive Beauftragung EINES Versorgers ermöglicht werden 
kann. Dies wäre von Vorteil, da ein zweiter Versorger noch einmal die Komplexität erhöht! 
 
Zielführend ist auch die Abnahmepflicht der thermischen Energie (Wärme/Kälte) sowie eine 
Abwärmeabgabepflicht. Schließlich sinkt die Wirtschaftlichkeit einer Netzinfrastruktur mit sin-
kender Abnahme und gleichzeitig ist die Nutzung von Abwärme im Quartier ökologisch wie 
ökonomisch vorteilhaft. Um eine übergeordnete Energieversorgung durch ein Quartierswerk 
zu ermöglichen könnte ggfs. eine Unterlassung zur Eigenversorgung im Grundbuch bestellt wer-
den. 
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4. Anhang 

Dokumente werden noch zusammengeführt.  
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Gemeinde Calden Martin Götz
Fachbereich III Bauen T +49 567 499 8888
Holländische Straße 35 M +49 151 147 489 25

E martin.goetz@airbus.com
34379 Calden

vorab per E-Mail: christoph.kaufmann@calden.de Calden, 31. Januar 2022

Stellungnahme zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 22 „Interkommunales Gewerb
und Industriegebiet Kassel-Calden“

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir nehmen Bezug auf Ihre amtliche Bekanntmachung vom 20.12.2021 bzgl. des erneut
öffentlich ausgelegten Entwurfs des o.g. Bebauungsplanes Nr. 22, Stand 1212021, und
möchten als Nutzer der in südöstlicher unmittelbarer Nähe des Plangebiets gelegenen, im
Airbus-Eigentum bzw. Erbbaurecht stehenden Grundstücke FlNrn. 52/51, 52/69, 52/70 sowie
52/8 und 52/49 je der Gemarkung Calden hierzu Stellung nehmen wie folgt:

Wie im Gespräch vom 24. Januar 2022 mit Vertretern u.a. der Gemeinde Calden, der
Wirtschaftsförderung Kassel und der Hessischen Landesentwicklungsgesellschaft
geschildert, betreibt Airbus Helicopters Deutschland GmbH (nachfolgend „AHD“) am
Standort Calden auf den vorgenannten Flächen derzeit ihr Helicopters-,,MRO“-Geschäft
(Maintenance, Repair and Overhaul) mit Wertthallen für Hubschrauberwartung und -

instandsetzung und plant dort in einem Mittelfrist-Zeitraum von 2-4 Jahren eine strategische
Erweiterung dieses Geschäftsfeldes.

Diese Planungen zur vorgenannten Geschäftserweiterung zeigen auch einen Zusatzbedart
an Gebäude- und / oder Hangarflächen auf.
Insbesondere plant AHD auf noch näher zu bestimmenden Teilflächen des in dem diesem
Schreiben als Anlage 1 beigefügten Lageplan durch rote Umrandung gekennzeichneten
Bereichs den Neubau eines Hangars für ihre MRO-Aktivitäten.
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Diese AHD-Planungen divergieren in ihren unterschiedlichen, im Gespräch vom 24.01.2022
kurz vorgestellten Varianten, in bestimmten und nicht unwesentlichen Punkten mit dem
derzeitigen Entwurf des Bebauungsplanes.

Beispielhaft seien folgende Punkte genannt, die aus unserer Sicht zur Ermöglichung der
Realisierung des AHD-Erweiterungsprojektes unter anderem geändert bzw. näher
abgestimmt werden müssten:

1. Festsetzung 2.2 — Maß der baulichen Nutzung -

Die maximale. Firsthöhe wird im Teilfeld Gl 4 gegenwärtig mit 15,0 m definiert.
Diese Firsthöhe ist für die derzeitigen AHD-Planungen nicht ausreichend.
Die Anzahl der zulässigen Vollgeschosse wurde aktuell mit II festgelegt. Unsere AHD-Strategie könnte
neben der Erweiterung von MRO-Aktivitäten auch einen Zusatzbedarf an Verwaltungsflächen
generieren. Ein übliches Maß für derartige Verwaltungsflächen sind 4 Vollgeschosse.

2. Festsetzung 2.8 Abs. (3) Private Grünflächen und Flächen zum Anpflanzen von
Bäumen und Sträuchern
Das gegenwärtig im Bebauungsplan dargestellte Maß der Begrünung im Industriegebiet Gl 4 mit 30%
Baum- und Strauchpflanzungen auf den 60% der nicht überbauten Grundstücksflächen, widerspricht den
Anforderungen des Flugverkehrs nach hindernistreien Flächen für den Flugbetrieb.

3. Festsetzung 2.10 Abs. (1) Flächenbezogene Schallleistungspegel
Die Festsetzung des flächenbezogen Schalleistungspegels in der Teilfläche TF4 sollte intensiver erörtert
werden, insbesondere muss verhindert werden, dass durch Geräuschemissionen des üblichen
Helicopters-Geschäftsbetriebs andere Eigentümer oder Nutzer im Bebauungsplangebiet Ansprüche
gegen Airbus geltend machen können.

4. Etwaiger Änderungsbedarf für Bestands-Helipad inklusive etwaiger Auswirkungen auf
An- und Abflugverfahren

5. Festsetzung 2.10 Abs. (2) Außenbeleuchtung
Die im B-Plan vorgesehene Regelung könnte im Widerspruch stehen zu luftrechtlichen Beleuchtungs- /
Befeuerungsnotwendigkeiten

6. Hinweise Punkt 4.7 Flughafenzone
Siehe oben Punkt 4.

Nachdem in unserem Gespräch vom 24.01.2022 deutlich wurde, dass sowohl die Gemeinde
Calden als auch die Wirtschaftsförderung Interesse haben an einem guten, kooperativen
Gelingen der Aufwertung des Standorts bitten wir darum, die für die geschilderte
Erweiterungsplanung der AHD erforderlichen Anderungen des Bebauungsplanentwurfes
durch einen intensiveren Dialog in den nächsten 3-4 Monaten mit uns näher abzustimmen,
damit wir in die Lage versetzt werden, Einwendungen konkretisiert vorzubringen bzw. im
Idealfall vor Satzung des Bebauungsplanes eine Einicung zu notwendigen
Bebauungsplanänderungen zwischen Airbus und den Ansprechpartnern auf der
Planungsseite erzielt wird.

Gerne stehen Ihnen hierzu auf Airbus-Seite folgende Ansprechpartner zur Verfügung:
• Christian Sedran, Head of Real Estate Germany, Tel. 089 / 607 23800, E-Mail:

Christian.sedran@airbus.com
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• Hannes Röpling, Projektmanager ESRA, Tel. 0906 / 71 6977, E-Mail:
hannes.roeplinci@airbus.com

Wir bitten um Terminvorschläge unter Benennung eines von Ihrer Seite noch zu
nominierenden Teilnehmerkreises für die Diskussion zur Uberarbeitung des
Bebauungsplanes vor Satzung.

Besten Dank für Ihre kooperative Unterstützung.

Mit freundlichen Grüßen
Airbus H licopt s Deutschland GmbH

i.V. Martin Götz i.A. Heidi Sinning

Anlage: Lageplan mit Kennzeichnung potentieller strategischer Erweiterungsbereich AHD
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